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BEGRÜNDUNG 

1. KONTEXT DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Mit Artikel 325az Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (im Folgenden „Verordnung“) 

wird der Kommission die Befugnis übertragen, nach Vorlage von Standardentwürfen durch 

die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) und gemäß den Artikeln 10 bis 14 der 

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 delegierte Rechtsakte zur Festlegung der Bedingungen für 

die Beurteilung der Wesentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung 

alternativer interner Modelle und von Änderungen bei der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren nach Artikel 325bc der Verordnung zu erlassen.  

Nach Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zur Errichtung der EBA 

befindet die Kommission innerhalb von drei Monaten nach Erhalt von Standardentwürfen 

darüber, ob sie diese billigt. Aus Gründen des Unionsinteresses kann die Kommission 

Standardentwürfe nach dem in den genannten Artikeln festgelegten spezifischen Verfahren 

auch nur teilweise oder mit Änderungen billigen.  

2. KONSULTATIONEN VOR ANNAHME DES RECHTSAKTS 

Gemäß Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 hat die EBA 

zum Entwurf technischer Standards, der der Kommission gemäß Artikel 325az Absatz 8 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vorgelegt wurde, eine öffentliche Konsultation durchgeführt. 

Diese Konsultation wurde von der EBA am 29. November 2023 eingeleitet und endete am 

29. Februar 2024. Darüber hinaus hat die EBA eine Stellungnahme der nach Artikel 37 der 

Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 eingesetzten Interessengruppe Bankensektor eingeholt. Mit 

dem Entwurf technischer Standards übermittelte die EBA eine Erklärung darüber, wie die 

Ergebnisse der Konsultationen in den der Kommission vorgelegten endgültigen 

Standardentwurf eingeflossen sind. 

Mit dem Entwurf technischer Standards legte die EBA gemäß Artikel 10 Absatz 1 

Unterabsatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 auch ihre Folgenabschätzung samt einer 

Kosten-Nutzen-Analyse für den der Kommission übermittelten Entwurf technischer Standards 

vor. Diese Analyse ist abrufbar unter https://www.eba.europa.eu/legacy/regulation-and-

policy/regulatory-activities/market-counterparty-and-cva-risk/regulatory-5 (Seiten 38-45 des 

Abschlussberichts über den Entwurf technischer Standards). 

3. RECHTLICHE ASPEKTE DES DELEGIERTEN RECHTSAKTS 

Im endgültigen Entwurf technischer Standards werden die Bedingungen für die Beurteilung 

der Wesentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung alternativer 

interner Modelle und von Änderungen bei der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

festgelegt. Gemäß Artikel 325az Absatz 8 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 wird im 

endgültigen Entwurf der technischen Standards zwischen wesentlichen Erweiterungen und 

Änderungen, für die eine Erlaubnis der zuständigen Behörden erforderlich ist, und nicht 

wesentlichen Erweiterungen und Änderungen, die den zuständigen Behörden vier Wochen im 

Voraus zu melden sind, unterschieden. Die letztgenannte Kategorie lässt sich weiter in zwei 

Unterkategorien aufteilen: Erweiterungen und Änderungen, die mit zusätzlichen 

Informationen gemeldet werden, sowie Erweiterungen und Änderungen, die mit 

grundlegenden Informationen gemeldet werden. 

Für die Kategorisierung von Modellerweiterungen und Änderungen bei den relevanten 

Kategorien/Unterkategorien enthält der endgültige Standardentwurf eine Kombination aus 

https://www.eba.europa.eu/legacy/regulation-and-policy/regulatory-activities/market-counterparty-and-cva-risk/regulatory-5
https://www.eba.europa.eu/legacy/regulation-and-policy/regulatory-activities/market-counterparty-and-cva-risk/regulatory-5
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qualitativen und quantitativen Bedingungen. Die quantitativen Bedingungen zielen 

insbesondere darauf ab, die Auswirkungen der Erweiterung oder Änderung auf die 

Eigenmittelanforderungen für die alternativen internen Modelle insgesamt und auf ihre 

Komponenten (ES, SS und DRC) vor und nach der geplanten Erweiterung oder Änderung zu 

beurteilen. Darüber hinaus werden im Falle von Änderungen bei der durch das Institut 

getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren auch die 

Auswirkungen der Änderung auf die Relation PESt
RC/PESt

FC beurteilt.  

Der endgültige Entwurf technischer Standards enthält darüber hinaus auch Leitprinzipien, die 

die Institute bei der Kategorisierung befolgen sollten, Bestimmungen über die Umsetzung von 

Erweiterungen und Änderungen sowie Dokumentationsanforderungen. 
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) .../... DER KOMMISSION 

vom 3.7.2025 

zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und 

des Rates durch technische Regulierungsstandards zur Festlegung der Bedingungen für 

die Beurteilung der Wesentlichkeit von Erweiterungen und Änderungen bei der 

Verwendung alternativer interner Modelle und von Änderungen bei der Untergruppe 

der modellierbaren Risikofaktoren 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,  

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Juni 2013 über Aufsichtsanforderungen an Kreditinstitute und zur Änderung der 

Verordnung (EU) Nr. 648/20121, insbesondere auf Artikel 325az Absatz 8 Unterabsatz 1 

Buchstabe a und Unterabsatz 3 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ob die Institute von den für sie zuständigen Behörden die Erlaubnis zur Verwendung 

des alternativen auf einem internen Modell beruhenden Ansatzes nach Titel IV 

Kapitel 1b der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erhalten, hängt davon ab, ob sie die in 

Teil 3 Titel IV Kapitel 1b der genannten Verordnung festgelegten Anforderungen 

erfüllen, darunter die Anforderungen in Bezug auf Methoden, Prozesse, Kontrollen, 

Datenerhebung, Organisation der Abteilung zur Risikosteuerung und -überwachung, 

interne Validierungsfunktion und IT-Systeme. Die Institute dürfen Änderungen bei 

den Methoden, Prozessen, Kontrollen, der Datenerhebung, der Organisation der 

Abteilung zur Risikosteuerung und -überwachung, der internen Validierungsfunktion 

und den von den für sie zuständigen Behörden genehmigten IT-Systemen vornehmen, 

sofern diese Änderungen – je nach Art – entweder der für sie zuständigen Behörde 

gemeldet wurden oder für diese Änderungen von der für sie zuständigen Behörde eine 

Erlaubnis gemäß Artikel 325az Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erteilt 

wurde. Dies gilt auch für Änderungen, die durch die Anwendung regulatorischer 

Anforderungen ausgelöst werden, wenn diese Änderungen die Verwendung von 

Methoden oder Ansätzen umfassen, die nicht Teil der bestehenden Erlaubnis der 

zuständigen Behörde sind.  

(2) Die Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren nach Artikel 325bc 

Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ist Teil der genehmigten und 

dokumentierten internen Grundsätze und Verfahren des Instituts. Ändert das Institut 

seine Grundsätze und Verfahren in Bezug auf die Auswahl der modellierbaren 

Risikofaktoren, so sollte für diese Änderung eine Erlaubnis von der zuständigen 

Behörde eingeholt werden bzw. sollte diese Änderung der zuständigen Behörde 

gemeldet werden, da sie eine Änderung bei der Auswahl der Untergruppe der 

                                                 
1 ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2013/575/oj. 
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modellierbaren Risikofaktoren darstellt. Dagegen sollten Änderungen bei der 

Zusammensetzung der Liste der Risikofaktoren in der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren nach Artikel 325bc Absatz 2 der genannten Verordnung, die im 

Rahmen der genehmigten Grundsätze und Verfahren vorgenommen werden, im Falle 

einer Verringerung der Datenverfügbarkeit, nicht als Änderungen bei der durch das 

Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

betrachtet werden.  

(3) Die Erlaubnis der zuständigen Behörde bezieht sich auf die im Rahmen des 

alternativen auf einem internen Modell beruhenden Ansatzes vorgesehenen Methoden, 

Prozesse, Kontrollen, Datenerhebungs- und IT-Systeme. Daher sollten die Institute 

nicht verpflichtet sein, die für sie zuständige Behörde über laufende Anpassungen der 

von ihnen verwendeten alternativen internen Modelle an die verwendeten 

Datenquellen, die Korrektur von Fehlern oder geringfügigere Anpassungen, die für die 

laufende Überprüfung der Modelle erforderlich sind und sich in den Grenzen der 

bereits genehmigten Methoden, Prozesse, Kontrollen, Datenerhebungs- und IT-

Systeme bewegen und entsprechend erfasst werden, zu unterrichten.  

(4) Auf der Grundlage qualitativer und quantitativer Kriterien sollten Erweiterungen und 

Änderungen bei der Verwendung der alternativen internen Modelle oder Änderungen 

bei der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren als „wesentlich“ – d. h. es ist 

eine Erlaubnis der zuständigen Behörden erforderlich – oder als „nicht wesentlich“ – 

d. h. die Erweiterungen und Änderungen müssen den zuständigen Behörden gemeldet 

werden – eingestuft werden. Einige Erweiterungen und Änderungen, einschließlich 

Änderungen bei Organisation, internen Prozessen oder Risikomanagement, haben 

möglicherweise keine unmittelbaren quantitativen Auswirkungen auf die alternativen 

internen Modelle, können aber die Genauigkeit, Solidität und Verwendung des 

jeweiligen alternativen internen Modells beeinflussen. In diesen Fällen sollten Institute 

und zuständige Behörden angesichts der Schwierigkeit, quantitative Auswirkungen zu 

bestimmen, zur Beurteilung der Wesentlichkeit nur die qualitativen Kriterien 

heranziehen. 

(5) Um einen umsichtigen Ansatz zu gewährleisten und die zuständigen Behörden in die 

Lage zu versetzen, Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung der 

alternativen internen Modelle oder Änderungen bei der Untergruppe der 

modellierbaren Risikofaktoren zu überprüfen, bevor diese umgesetzt werden, sollten 

die Institute der für sie zuständigen Behörde solche nicht wesentlichen Erweiterungen 

und Änderungen mindestens vier Wochen vor der Umsetzung melden. Diese Frist für 

die Meldung sollte jedoch nicht in Fällen gelten, in denen Institute die in 

Artikel 325bc Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegte 

Bedingung nicht erfüllen. In solchen Fällen sollten die Institute die Möglichkeit haben, 

unverzüglich Maßnahmen zu ergreifen, um die Einhaltung der rechtlichen 

Anforderungen wiederherzustellen, sollten vor Umsetzung der betreffenden Änderung 

aber auch die zuständigen Behörden ordnungsgemäß und unverzüglich 

benachrichtigen.  

(6) Die zuständigen Behörden können Erweiterungen und Änderungen bei der 

Verwendung der alternativen internen Modelle sowie Änderungen bei der Untergruppe 

der modellierbaren Risikofaktoren nur dann überprüfen, wenn sie von den 

betreffenden Instituten alle für eine solche Überprüfung erforderlichen Informationen 

erhalten. Daher ist es notwendig, den Inhalt der Informationen festzulegen, die die 

Institute zu diesem Zweck bereitstellen müssen. 
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(7) Die quantitativen Parameter und die damit verbundenen Schwellenwerte, die zur 

Ermittlung wesentlicher Änderungen und Erweiterungen verwendet werden, sollten so 

konzipiert sein, dass sie den Auswirkungen auf gewisse maßgebliche Risikomaßzahlen 

und die kombinierten Eigenkapitalanforderungen für das Marktrisiko Rechnung 

tragen. Um die Berechnung dieser quantitativen Parameter zu erleichtern und 

möglichst aussagekräftige Ergebnisse zu gewährleisten, sollten nur die jüngsten 

Risikomaßzahlen berücksichtigt werden.  

(8) Um den Auswirkungen möglicher großer Änderungen bei den Handelsbuchpositionen 

Rechnung zu tragen, die in der Regel täglich auftreten, sollten die Institute die 

erforderlichen Risikomaßzahlen auf der Grundlage eines Beobachtungszeitraums von 

15 aufeinanderfolgenden Geschäftstagen und nicht auf der Grundlage eines einzigen 

Zeitpunkts berechnen. Um jedoch bei der Beurteilung der Wesentlichkeit von 

Änderungen bei der Verwendung alternativer interner Modelle und Änderungen bei 

der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren für ein gewisses Maß an 

Verhältnismäßigkeit zu sorgen, sollten für den Fall, dass die bewerteten quantitativen 

Auswirkungen am ersten Testtag sehr gering sind und davon auszugehen ist, dass die 

quantitativen Schwellenwerte während dieses Zeitraums von 15 aufeinanderfolgenden 

Geschäftstagen nicht überschritten werden, Ausnahmen von dem 

Beobachtungszeitraum von 15 aufeinanderfolgenden Geschäftstagen zulässig sein. 

(9) Die zuständigen Behörden sollten von den Instituten keine Berechnung der 

erforderlichen Risikomaßzahlen verlangen, wenn sie ihnen die ursprüngliche Erlaubnis 

zur Berechnung ihrer Eigenmittelanforderungen anhand alternativer interner Modelle 

erteilen. Um die Beurteilung der Wesentlichkeit dieser Änderungen und 

Erweiterungen zu rechtfertigen und zu begründen, sollten die Institute jedoch die 

erforderlichen Risikomaßzahlen berechnen, wenn sie ihre alternativen internen 

Modelle erweitern oder ändern und die Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren ändern.  

(10) Um sicherzustellen, dass die zuständigen Behörden in Bezug auf Erweiterungen und 

Änderungen der alternativen internen Modelle und Änderungen bei der durch das 

Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

jederzeit angemessene Aufsichtsmaßnahmen ergreifen, sollte eine Gruppe 

verbundener Erweiterungen oder Änderungen eines alternativen internen Modells, die 

von einem Institut gesondert gemeldet wurden, als eine einzige Erweiterung oder 

Änderung betrachtet werden. In solch einem Fall sollten die zuständigen Behörden 

beurteilen, ob Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung der alternativen 

internen Modelle auf der Ebene dieser einzelnen Erweiterung oder Änderung 

wesentlich sind.  

(11) Die vorliegende Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer 

Regulierungsstandards, der der Kommission von der Europäischen 

Bankenaufsichtsbehörde übermittelt wurde.  

(12) Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde hat zu diesem Entwurf öffentliche 

Konsultationen durchgeführt, die damit verbundenen potenziellen Kosten- und 

Nutzeneffekte analysiert und die Stellungnahme der nach Artikel 37 der Verordnung 
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(EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates2 eingesetzten 

Interessengruppe Bankensektor eingeholt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL 1 

BEDINGUNGEN FÜR DIE BEURTEILUNG DER WESENTLICHKEIT VON 

ERWEITERUNGEN UND ÄNDERUNGEN BEI DER VERWENDUNG 

ALTERNATIVER INTERNER MODELLE 

Artikel 1  

Kategorien von Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung alternativer 

interner Modelle 

(1) Die Institute ordnen Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung ihrer 

alternativen internen Modelle einer der folgenden Kategorien zu: 

a) wesentliche Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung der 

alternativen internen Modelle gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 2, die eine 

Erlaubnis der zuständigen Behörden erfordern; 

b) nicht wesentliche Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung der 

alternativen internen Modelle, die den zuständigen Behörden gemeldet werden 

müssen. 

(2) Die Institute ordnen die in Absatz 1 Buchstabe b genannten nicht wesentlichen 

Erweiterungen und Änderungen bei der Verwendung ihrer alternativen internen 

Modelle einer der folgenden Unterkategorien zu: 

a) Erweiterungen und Änderungen, die gemäß Artikel 3 Absätze 1 und 2 ermittelt 

wurden und eine Meldung mit zusätzlichen Informationen erfordern; 

b) Erweiterungen und Änderungen, die eine Meldung mit grundlegenden 

Informationen erfordern. 

Artikel 2  

Wesentliche Änderungen und wesentliche Erweiterungen bei der Verwendung 

alternativer interner Modelle 

(1) Die Institute stufen Änderungen bei der Verwendung ihrer alternativen internen 

Modelle als wesentlich im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a ein, wenn diese 

Änderungen eine der nachstehenden Bedingungen erfüllen: 

a) Sie erfüllen eines der in Teil I des Anhangs aufgeführten qualitativen Kriterien. 

b) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Änderung getestet werden – in absoluten Zahlen eine 

mindestens 1 %ige Änderung einer der in Absatz 4 genannten 

                                                 
2 Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 

zur Errichtung einer Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur 

Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der 

Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2010/1093/oj). 
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Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die nach Absatz 5 als maßgeblich erachtet werden, und 

führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 

i) zu einer mindestens 15 %igen Zunahme (in absoluten Zahlen) bei der 

folgenden Summe: 

𝑆𝐼𝑀𝐴 = 𝑅𝑛1  ∙  𝑚𝑐 +  𝑅𝑛2 + 𝑅𝑛3 

Dabei sind 𝑅𝑛1, 𝑅𝑛2 und 𝑅𝑛3 die Risikomaßzahlen nach Absatz 4 des 

vorliegenden Artikels, und mc ist der Multiplikationsfaktor nach 

Artikel 325ba Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013; 

ii) zu einer mindestens 10 %igen Abnahme (in absoluten Zahlen) bei der 

Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Buchstabe b Ziffer i des vorliegenden Absatzes; 

iii) zu einer mindestens 20 %igen Zunahme (in absoluten Zahlen) bei einer 

der in Absatz 4 genannten Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Absatz 5 als 

maßgeblich erachtet werden; 

iv) zu einer mindestens 15 %igen Abnahme (in absoluten Zahlen) bei einer 

der Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖nach Buchstabe b Ziffer iii des vorliegenden 

Absatzes. 

(2) Die Institute stufen Erweiterungen bei der Verwendung ihrer alternativen internen 

Modelle als wesentlich im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a ein, wenn diese 

Erweiterungen eine der nachstehenden Bedingungen erfüllen: 

a) Sie erfüllen eines der in Teil I des Anhangs aufgeführten qualitativen Kriterien. 

b) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Erweiterung getestet werden – in absoluten Zahlen eine 

mindestens 1 %ige Änderung einer der in Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Absatz 5 als maßgeblich erachtet werden, 

und führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 

i) zu einer mindestens 10 %igen Änderung in absoluten Zahlen bei der 

Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i; 

ii) zu einer mindestens 15 %igen Änderung in absoluten Zahlen bei einer 

der in Absatz 4 genannten Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Absatz 5 als 

maßgeblich erachtet werden. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 stufen die Institute Erweiterungen und 

Änderungen bei der Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, die von der für 

sie zuständigen Behörde verlangt wurden, nicht als wesentlich ein.  

(4) Um zu beurteilen, ob die Bedingungen in Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 

Buchstabe b erfüllt sind, berücksichtigen die Institute die folgenden 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖: 

a) 𝑅𝑛1, den Vortageswert des Expected Shortfall (ESt-1) des Instituts nach 

Artikel 325ba Absatz 1 Buchstabe a Ziffer i der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 für das Portfolio aller in Absatz 10 des vorliegenden Artikels 

genannten Positionen;  

b) 𝑅𝑛2, den Vortageswert des Stressszenario-Risikomaßes (SSt-1) des Instituts 

nach Artikel 325ba Absatz 1 Buchstabe a Ziffer ii der Verordnung (EU) 



 

DE 8  DE 

Nr. 575/2013 für das Portfolio aller in Absatz 10 des vorliegenden Artikels 

genannten Positionen;  

c) 𝑅𝑛3, die letzte verfügbare Eigenmittelanforderung für das Ausfallrisiko nach 

Artikel 325ba Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für das 

Portfolio aller in Absatz 10 des vorliegenden Artikels genannten Positionen. 

(5) Die Institute betrachten die in Absatz 4 genannte Risikomaßzahl 𝑅𝑛𝑖als maßgeblich, 

wenn diese Risikomaßzahl alle nachstehenden Bedingungen erfüllt: 

a) an mindestens einem Tag während des in Absatz 9 genannten Zeitraums: 

𝑅𝑛𝑖

𝑆𝐼𝑀𝐴
> 5% 

b) am ersten Geschäftstag, an dem die Auswirkungen der Erweiterung oder 

Änderung getestet werden: 

𝑅𝑛𝑖

𝑆𝐼𝑀𝐴
> 1% 

dabei ist 𝑆𝐼𝑀𝐴die Summe nach Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i. 

Die Institute überprüfen die in Unterabsatz 1 genannten Bedingungen sowohl mit als 

auch ohne Erweiterung oder Änderung bei der Verwendung ihrer alternativen 

internen Modelle. 

(6) Um zu beurteilen, ob die Bedingungen in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i bzw. iii 

erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen bei der 

Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie die höchste Zunahme in 

absoluten Zahlen bei den in Absatz 7 bzw. 8 genannten Relationen über den in 

Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde legen.  

Um zu beurteilen, ob die Bedingungen in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii bzw. iv 

erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen bei der 

Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie die höchste Abnahme in 

absoluten Zahlen bei den in Absatz 7 bzw. 8 genannten Relationen über den in 

Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde legen.  

Um zu beurteilen, ob die Bedingungen in Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i bzw. ii erfüllt 

sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Erweiterungen bei der 

Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie die höchste Veränderung 

in absoluten Zahlen bei den in Absatz 7 bzw. 8 genannten Relationen über den in 

Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde legen.  

(7) Die Institute berechnen die Relation, anhand deren bewertet wird, ob die in Absatz 1 

Buchstabe b Ziffern i und ii oder Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i genannten 

Bedingungen erfüllt sind, wie folgt: 

a) Zähler: Differenz zwischen der in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannten 

Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴mit und ohne Erweiterung oder Änderung bei der Verwendung 

ihrer alternativen internen Modelle; 

b) Nenner: die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannte Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴ohne 

Erweiterung oder Änderung bei der Verwendung ihrer alternativen internen 

Modelle. 
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(8) Die Institute berechnen die Relation, anhand deren bewertet wird, ob die in Absatz 1 

Buchstabe b Ziffern iii und iv und Absatz 2 Buchstabe b Ziffer ii genannten 

Bedingungen erfüllt sind, wie folgt: 

a) Zähler: Differenz zwischen der in Absatz 4 genannten maßgeblichen 

Risikomaßzahl 𝑅𝑛𝑖mit und ohne Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung ihrer alternativen internen Modelle; 

b) Nenner: die in Absatz 4 genannte maßgebliche Risikomaßzahl 𝑅𝑛𝑖ohne 

Erweiterung oder Änderung bei der Verwendung ihrer alternativen internen 

Modelle. 

(9) Die Institute berechnen die in den Absätzen 7 und 8 genannten Relationen für einen 

Zeitraum von 15 aufeinanderfolgenden Geschäftstagen, beginnend mit dem 

Geschäftstag, an dem mit dem Test der Auswirkungen der Erweiterung oder 

Änderung begonnen wird. 

Die Wahl des Zeitraums von 15 aufeinanderfolgenden Geschäftstagen ist 

repräsentativ für die Handels- und Absicherungstätigkeit unter normalen 

Marktbedingungen für das Portfolio der Positionen, die von der Erweiterung oder 

Änderung bei der Verwendung ihrer alternativen internen Modelle betroffen sind. 

Dieser Zeitraum ist Teil der neun Monate, die der Meldung oder dem Antrag auf 

Erlaubnis nach Artikel 325az Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 an die 

jeweils zuständige Behörde vorausgehen. 

(10) Die Institute berechnen die in Absatz 4 genannten Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖für das 

Portfolio aller Handelstischen zugewiesenen Positionen, die zum Zeitpunkt der 

Meldung oder des Antrags auf Erlaubnis an die für sie zuständige Behörde nach 

Artikel 325az Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 alle in Artikel 325az 

Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 festgelegten Anforderungen erfüllen. 

Artikel 3  

Nicht wesentliche Änderungen und nicht wesentliche Erweiterungen bei der 

Verwendung der alternativen internen Modelle, die eine Meldung mit zusätzlichen 

Informationen erfordern  

(1) Die Institute stufen nicht wesentliche Änderungen bei der Verwendung ihrer 

alternativen internen Modelle als mit Änderungen, die eine Meldung mit zusätzlichen 

Informationen erfordern, im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a ein, wenn 

diese Änderungen eine der nachstehenden Bedingungen erfüllen: 

a) Sie erfüllen eines der in Teil II des Anhangs aufgeführten qualitativen 

Kriterien. 

b) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Änderung getestet werden – in absoluten Zahlen eine 

mindestens 1 %ige Änderung einer der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Artikel 2 Absatz 5 als maßgeblich erachtet 

werden, und führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 

i) zu einer mindestens 10 %igen und höchstens 15 %igen Zunahme in 

absoluten Zahlen bei der Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Artikel 2 Absatz 1 

Buchstabe b Ziffer i; 
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ii) zu einer mindestens 5 %igen und höchstens 10 %igen Abnahme in 

absoluten Zahlen bei der Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Artikel 2 Absatz 1 

Buchstabe b Ziffer i; 

iii) zu einer mindestens 15 %igen und höchstens 20 %igen Zunahme in 

absoluten Zahlen bei einer der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Artikel 2 Absatz 5 als maßgeblich 

erachtet werden; 

iv) zu einer mindestens 10 %igen und höchstens 15 %igen Abnahme in 

absoluten Zahlen bei einer der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Artikel 2 Absatz 5 als maßgeblich 

erachtet werden. 

(2) Die Institute stufen nicht wesentliche Erweiterungen bei der Verwendung ihrer 

alternativen internen Modelle als Erweiterungen, die eine Meldung mit zusätzlichen 

Informationen erfordern, im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a ein, wenn 

diese Erweiterungen eine der nachstehenden Bedingungen erfüllen: 

a) Sie erfüllen eines der in Teil II des Anhangs aufgeführten qualitativen 

Kriterien. 

b) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Erweiterung getestet werden – in absoluten Zahlen eine 

mindestens 1 %ige Änderung einer der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Artikel 2 Absatz 5 als maßgeblich erachtet 

werden, und führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 

i) zu einer mindestens 5 %igen und höchstens 10 %igen Änderung in 

absoluten Zahlen bei der Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Artikel 2 Absatz 2 

Buchstabe b Ziffer i; 

ii) zu einer mindestens 10 %igen und höchstens 15 %igen Änderung in 

absoluten Zahlen bei einer der in Artikel 2 Absatz 4 genannten 

Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖, die gemäß Artikel 2 Absatz 5 als maßgeblich 

erachtet werden. 

(3) Die Institute übermitteln den für sie zuständigen Behörden gemäß Artikel 325az 

Absatz 7 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vier Wochen vor der 

Umsetzung einer nicht wesentlichen Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung ihrer alternativen internen Modelle eine entsprechende Meldung. 

(4) Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i bzw. iii genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei der Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie die höchste 

Zunahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 genannten 

Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde legen. 

Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii bzw. iv genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei der Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie die höchste 

Abnahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 genannten 

Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde legen. 

Um zu beurteilen, ob die in Absatz 2 Buchstabe b Ziffer i bzw. ii genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der 

Erweiterungen bei der Verwendung ihrer alternativen internen Modelle, indem sie 
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die höchste Veränderung in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 

genannten Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde 

legen. 

KAPITEL 2  

BEDINGUNGEN FÜR DIE BEURTEILUNG DER WESENTLICHKEIT VON 

ÄNDERUNGEN BEI DER DURCH DAS INSTITUT GETROFFENEN AUSWAHL 

DER UNTERGRUPPE DER MODELLIERBAREN RISIKOFAKTOREN 

Artikel 4  

Kategorien von Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

(1) Die Institute ordnen Änderungen bei der Auswahl der Untergruppe der 

modellierbaren Risikofaktoren nach Artikel 325bc Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 einer der folgenden Kategorien zu: 

a) wesentliche Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, die gemäß Artikel 5 Absatz 1 

der vorliegenden Verordnung ermittelt wurden und für die eine Erlaubnis der 

zuständigen Behörden erforderlich ist; 

b) nicht wesentliche Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl 

der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, die den zuständigen 

Behörden gemeldet werden müssen. 

(2) Die Institute ordnen die in Absatz 1 Buchstabe b genannten Änderungen bei der 

durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren einer der folgenden Unterkategorien zu: 

a) Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe 

der modellierbaren Risikofaktoren, die gemäß Artikel 6 Absatz 1 ermittelt 

wurden und die eine Meldung mit zusätzlichen Informationen erfordern; 

b) Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe 

der modellierbaren Risikofaktoren, die eine Meldung mit grundlegenden 

Informationen erfordern. 

Artikel 5  

Wesentliche Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

(1) Die Institute stufen Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren nach Artikel 325bc der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013 als wesentlich im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der 

vorliegenden Verordnung ein, wenn diese Änderungen die beiden nachstehenden 

Bedingungen erfüllen: 

a) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Änderung bei der durch das Institut getroffenen Auswahl 

der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren getestet werden – in 

absoluten Zahlen eine mindestens 1 %ige Änderung der Risikomaßzahlen 

𝑅𝑛1nach Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a.  

b) Sie führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 
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i) zu einer mindestens 15 %igen Zunahme in absoluten Zahlen bei der 

Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i; 

ii) zu einer mindestens 10 %igen Abnahme in absoluten Zahlen bei der 

Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴 nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i; 

iii) zu einer mindestens 20 %igen Zunahme in absoluten Zahlen bei der 

Risikomaßzahl 𝑅𝑛1nach Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a; 

iv) zu einer mindestens 15 %igen Abnahme in absoluten Zahlen bei der 

Risikomaßzahl 𝑅𝑛1 nach Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a; 

v) zu einer Abnahme bei der Relation nach Absatz 4, die dazu führt, dass 

folgende Bedingung erfüllt ist: 

𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒  ≤ 80% 

Dabei ist 𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒die Relation nach Absatz 4 mit Umsetzung der 

Änderung bei der Auswahl der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren. 

(2) Abweichend von Absatz 1 stufen die Institute Änderungen bei ihrer Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, die von der für sie zuständigen 

Behörde verlangt wurden, nicht als wesentlich ein. 

(3) Abweichend von Absatz 1 stufen die Institute Änderungen bei ihrer Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, die sich aus der Nichterfüllung der 

Anforderung nach Artikel 325bc Absatz 2 Buchstabe a der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 ergeben, als nicht wesentliche Änderungen ein, die eine Meldung mit 

grundlegenden Informationen erfordern.  

(4) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b Ziffer v berechnen die Institute die 

Relation 𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒nach folgender Formel: 

𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒 =
1

15
 ∙  ∑

𝑃𝐸𝑆𝑡+𝑘
𝑅𝐶

𝑃𝐸𝑆𝑡+𝑘
𝐹𝐶

14

𝑘=0

 

Dabei berechnen die Institute PESt+k
RC und PESt+k

FC gemäß Artikel 325bc Absätze 3 

und 4 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, wobei 𝑡der erste Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Änderung bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren getestet werden, ist und die Summe 

über den in Artikel 2 Absatz 9 der vorliegenden Verordnung genannten Zeitraum von 

15 aufeinanderfolgenden Geschäftstagen ermittelt wird. 

(5) Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i bzw. iii genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei ihrer Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, indem sie die 

höchste Zunahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 

genannten Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde 

legen. 

Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii bzw. iv genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei ihrer Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, indem sie die 

höchste Abnahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 
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genannten Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde 

legen. 

Artikel 6  

Nicht wesentliche Änderungen bei der durch das Institut getroffenen Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren  

(1) Die Institute stufen nicht wesentliche Änderungen bei ihrer Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren als Änderungen, die eine Meldung 

mit zusätzlichen Informationen erfordern, im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 

Buchstabe a ein, wenn diese Änderungen zu allen nachstehenden Ergebnissen 

führen: 

a) Sie bewirken – berechnet für den ersten Geschäftstag, an dem die 

Auswirkungen der Änderung bei der durch das Institut getroffenen Auswahl 

der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren getestet werden – in 

absoluten Zahlen eine mindestens 1 %ige Änderung der Risikomaßzahlen 

𝑅𝑛1nach Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a.  

b) Sie führen zu einem der folgenden Ergebnisse: 

i) zu einer mindestens 10 %igen und höchstens 15 %igen Zunahme in 

absoluten Zahlen bei der Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴nach Artikel 2 Absatz 2 

Buchstabe b Ziffer i; 

ii) zu einer mindestens 5 %igen und höchstens 10 %igen Abnahme in 

absoluten Zahlen bei der Summe 𝑆𝐼𝑀𝐴 nach Artikel 2 Absatz 2 

Buchstabe b Ziffer i; 

iii) zu einer mindestens 15 %igen und höchstens 20 %igen Zunahme in 

absoluten Zahlen bei der Risikomaßzahl 𝑅𝑛1 nach Artikel 2 Absatz 4 

Buchstabe a; 

iv) zu einer mindestens 10 %igen und höchstens 15 %igen Abnahme in 

absoluten Zahlen bei der Risikomaßzahl 𝑅𝑛1 nach Artikel 2 Absatz 4 

Buchstabe a; 

c) 𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒entspricht nicht dem Kriterium nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b 

Ziffer v. 

(2) Die Institute übermitteln den für sie zuständigen Behörden gemäß Artikel 325az 

Absatz 7 Unterabsatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 vier Wochen vor der 

Umsetzung einer nicht wesentlichen Änderung bei ihrer Auswahl der Untergruppe 

der modellierbaren Risikofaktoren eine entsprechende Meldung. 

Die Institute melden jedoch alle Änderungen bei ihrer Auswahl der Untergruppe der 

modellierbaren Risikofaktoren, die sich aus der Nichterfüllung der Anforderung nach 

Artikel 325bc Absatz 2 Buchstabe a der genannten Verordnung ergeben, bevor sie 

diese umsetzen. 

(3) Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i bzw. iii genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei ihrer Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, indem sie die 

höchste Zunahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 

genannten Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde 

legen. 
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Um zu beurteilen, ob die in Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii bzw. iv genannten 

Bedingungen erfüllt sind, bestimmen die Institute die Auswirkungen der Änderungen 

bei ihrer Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, indem sie die 

höchste Abnahme in absoluten Zahlen bei den in Artikel 2 Absatz 7 bzw. 8 

genannten Relationen über den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum zugrunde 

legen. 

KAPITEL 3  

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN FÜR DIE BEURTEILUNG DER 

WESENTLICHKEIT VON ÄNDERUNGEN UND ERWEITERUNGEN BEI DER 

VERWENDUNG DER ALTERNATIVEN INTERNEN MODELLE SOWIE VON 

ÄNDERUNGEN BEI DER DURCH DAS INSTITUT GETROFFENEN AUSWAHL 

DER UNTERGRUPPE DER MODELLIERBAREN RISIKOFAKTOREN 

Artikel 7  

Grundsätze für die Einstufung von Änderungen und Erweiterungen bei der 

Verwendung der alternativen internen Modelle sowie von Änderungen bei der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

(1) Bei der Berechnung der quantitativen Auswirkungen gemäß Artikel 2 Absätze 1 und 

2, Artikel 3 Absätze 1 und 2, Artikel 5 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 verwenden 

die Institute das Modell in der aktuellsten Anordnung und Kalibrierung sowie die 

Dateneingaben für den in Artikel 2 Absatz 9 genannten Zeitraum. 

Für Erweiterungen und Änderungen, die keine unmittelbaren quantitativen 

Auswirkungen haben, gelten keine Berechnungsanforderungen. 

(2) Die zuständigen Behörden betrachten mehrere Änderungen des alternativen internen 

Modells, die gesondert von einem Institut eingereicht werden, als eine einzelne 

Erweiterung oder Änderung des Modells, wenn diese Änderungen ihrer Art nach 

ähnlich sind oder in ihrem Umfang zusammenhängen. Die zuständigen Behörden 

betrachten Gruppen von Änderungen des alternativen internen Modells, die als 

einzelne Erweiterung oder Änderung des Modells eingereicht werden, als gesonderte 

Modellerweiterungen oder -änderungen, wenn diese Änderungen des Modells ihrer 

Art nach nicht ähnlich sind oder in ihrem Umfang nicht zusammenhängen. 

(3) Bestehen Zweifel hinsichtlich der Kategorisierung nach Artikel 1 oder 4, so 

übermitteln die Institute der zuständigen Behörde eine Erläuterung, in der sie ihre 

Wahl der Kategorie oder Unterkategorie begründen und mögliche Alternativen 

darlegen. Die zuständige Behörde kann die im Antrag auf Erlaubnis nach 

Artikel 325az Absatz 7 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 oder in der 

Meldung nach Artikel 325az Absatz 7 Unterabsatz 2 der genannten Verordnung 

angegebene Kategorie oder Unterkategorie ändern. 

Artikel 8  

Umsetzung der Änderungen und Erweiterungen bei der Verwendung der alternativen 

internen Modelle sowie der Änderungen bei der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren 

(1) Institute, denen die Erlaubnis für eine wesentliche Erweiterung oder Änderung bei 

der Verwendung der alternativen internen Modelle oder eine wesentliche Änderung 

bei der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren nach Artikel 325az Absatz 7 
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Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erteilt wurde, berechnen ihre 

Eigenmittelanforderungen ab dem in der Erlaubnis angegebenen Datum auf der 

Grundlage der gestatteten Erweiterung oder Änderung.  

(2) Verzögert sich die Umsetzung einer Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung der alternativen internen Modelle oder einer Änderung bei der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren, für die die jeweils zuständige 

Behörde eine Erlaubnis nach Artikel 325az Absatz 7 Unterabsatz 1 der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013 erteilt hat, so gehen die Institute unverzüglich wie folgt vor: 

a) Sie unterrichten die für sie zuständige Behörde über die Verzögerung. 

b) Sie legen der für sie zuständigen Behörde einen Plan für die rechtzeitige 

Umsetzung der genehmigten Erweiterung oder Änderung vor, der von der 

zuständigen Behörde genehmigt werden muss.  

(3) Institute, die der für sie zuständigen Behörde eine Erweiterung oder Änderung 

gemeldet haben, sich später aber gegen die Umsetzung der Erweiterung oder 

Änderung entschieden haben, teilen dies der für sie zuständigen Behörde 

unverzüglich mit. 

Artikel 9  

Dokumentation der Änderungen und Erweiterungen bei der Verwendung der 

alternativen internen Modelle sowie der Änderungen bei der Untergruppe der 

modellierbaren Risikofaktoren 

(1) Institute, die bei der für sie zuständigen Behörde eine Erlaubnis nach Artikel 325az 

Absatz 7 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 beantragen, legen der für 

sie zuständigen Behörde alle nachstehenden Unterlagen vor: 

a) eine Beschreibung der Erweiterung oder Änderung bei der Verwendung ihrer 

alternativen internen Modelle oder der Änderung bei ihrer Auswahl der 

Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren sowie eine Beschreibung der 

Gründe und des Ziels der betreffenden Erweiterung oder Änderung; 

b) den Zeitpunkt der Umsetzung der betreffenden Erweiterung oder Änderung; 

c) den Umfang der Handelstische, die von der Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung des alternativen internen Modells oder der Änderung bei der 

durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren betroffen sind, einschließlich Informationen über das 

Handelsvolumen dieser Handelstische; 

d) technische Dokumente und Verfahrensunterlagen; 

e) Berichte über die unabhängige Prüfung oder Validierung der Institute; 

f) eine Bestätigung, dass die zuständige Stelle des Instituts im Rahmen der 

Genehmigungsverfahren des Instituts die Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung des alternativen internen Modells oder die Änderung bei der 

durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren genehmigt hat, und das Datum dieser Genehmigung; 

g) falls zutreffend und relevant die folgenden Angaben zusammen mit einer 

Begründung der Repräsentativität des Zeitraums von 15 aufeinanderfolgenden 

Geschäftstagen, der für die quantitativen Auswirkungen ausgewählt wurde: 
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i) die quantitativen Auswirkungen der Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung des alternativen internen Modells auf die in Artikel 2 

Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannte Summe; 

ii) die quantitativen Auswirkungen der Erweiterung oder Änderung bei der 

Verwendung des alternativen internen Modells auf die in Artikel 2 

Absatz 4 genannten maßgeblichen Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖; 

iii) die quantitativen Auswirkungen der Änderung bei der durch das Institut 

getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

auf die in Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i genannte Summe; 

iv) die quantitativen Auswirkungen der Änderung bei der durch das Institut 

getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren Risikofaktoren 

auf die in Artikel 2 Absatz 4 Buchstabe a genannte Risikomaßzahl 𝑅𝑛1;  

v) die Relation 𝑅𝑐ℎ𝑎𝑛𝑔𝑒nach Artikel 5 Absatz 4; 

h) Informationen über die potenziellen Auswirkungen auf Handelstische, die nicht 

alle Anforderungen nach Artikel 325az Absatz 2 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 erfüllen, wenn das Institut bei der jeweiligen zuständigen 

Behörde eine Erlaubnis nach Artikel 325az Absatz 7 Unterabsatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 575/2013 beantragt oder der jeweiligen zuständigen 

Behörde eine Meldung nach Artikel 325az Absatz 7 Unterabsatz 2 der 

genannten Verordnung übermittelt, einschließlich einer Schätzung der 

quantitativen Auswirkungen auf die maßgeblichen Risikomaßzahlen 𝑅𝑛𝑖nach 

Artikel 2 Absatz 4 der vorliegenden Verordnung; 

i) Aufzeichnungen über die aktuelle und die frühere Versionsnummer der 

betreffenden alternativen internen Modelle des Instituts. 

(2) Bei nicht wesentlichen Erweiterungen oder Änderungen, die eine Meldung mit 

zusätzlichen Informationen erfordern, nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe a und 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a übermitteln die Institute zusammen mit der Meldung 

alle in Absatz 1 Buchstaben a bis i des vorliegenden Artikels genannten Unterlagen. 

(3) Bei nicht wesentlichen Erweiterungen oder Änderungen, die eine Meldung mit 

grundlegenden Informationen erfordern, nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe b und 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b übermitteln die Institute zusammen mit der Meldung 

alle in Absatz 1 Buchstaben a, b und c sowie Buchstaben f bis i des vorliegenden 

Artikels genannten Unterlagen. 

(4) Die in Absatz 1 Buchstabe e des vorliegenden Artikels genannten Berichte über die 

unabhängige Prüfung oder Validierung der Institute enthalten Folgendes: 

a) eine Überprüfung der Beurteilung der Wesentlichkeit sowie eine Überprüfung 

der Repräsentativität des zugrunde gelegten Zeitraums von 15 

aufeinanderfolgenden Geschäftstagen; 

b) eine kritische Überprüfung der Merkmale der Erweiterung oder Änderung bei 

der Verwendung des alternativen internen Modells oder der Änderung bei der 

durch das Institut getroffenen Auswahl der Untergruppe der modellierbaren 

Risikofaktoren nach Artikel 325bi Absatz 2 und Artikel 325bj der Verordnung 

(EU) Nr. 575/2013; 
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c) einen Plan für die rechtzeitige Umsetzung der erforderlichen 

Korrekturmaßnahmen, die im Rahmen des Verfahrens der unabhängigen 

Prüfung oder Validierung vorgeschlagen wurden. 

Artikel 10  

Inkrafttreten  

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 3.7.2025 

 Für die Kommission 

 Die Präsidentin 

 Ursula VON DER LEYEN 
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